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Infrastrukturanlagen der Ver- und Entsorgung bieten
Komfort und stellen in unserem Alltag eine Selbst-
verständlichkeit dar. Man nimmt ihre Existenz meis-
tens nur dann wahr, wenn sie ihre Funktion nicht
mehr erfüllen oder wenn ihre Finanzierung, sei es im
Unterhalt oder bei einer Erneuerung, zu Diskussio-
nen führt.

In den Bau der Ver- und Entsorgungsanlagen der öf-
fentlichen Hand sind beachtliche finanzielle Mittel
eingeflossen. Für die Erstellung der Wasserversor-
gungs- und Abwasserentsorgungsanlagen sind in
der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts allein im
Kanton Zürich mehrere Milliarden investiert worden.
Werte, die es zu unterhalten und bedarfsgerecht 
zu erneuern gilt, um das Leistungspotenzial der
Wasserver- und Abwasserentsorgung sicherzustel-
len und die Infrastruktur in gutem Zustand an die
nächsten Generationen weitergeben zu können.

In der Bundesverfassung wird in Bezug auf den Um-
weltschutz das Verursacherprinzip gefordert (Art. 74
BV). Der Bund schreibt zudem in Art. 60a Gewässer-
schutzgesetz (GSchG) vor, dass bei der Festlegung
der Abwassergebühren u.a. dem künftigen Investi-
tionsbedarf Rechnung zu tragen ist und dafür die er-
forderlichen Reserven zu bilden sind. Ebenso ver-
pflichtet der Bund die Betreiber der Abwasserentsor-
gungsanlagen, die Grundlagen für die Berechnung
der Abgaben öffentlich zugänglich zu machen.

Die Grundlagen für die finanzielle Planung und
Führung werden heute, insbesondere bei kleineren
Gemeinden, hauptsächlich aus der Finanzbuchhal-
tung (Fibu) gewonnen. Einer nach den herkömmli-
chen Regeln geführten Fibu lassen sich aber keine
zuverlässigen Informationen über die Höhe der vor-
handenen Reserven entnehmen. Die tatsächlichen
Kosten und effektiv bestehendes Eigenkapital sind
weitgehend unbekannt. Die heutigen Daten der
Fibu eignen sich meist auch schlecht, um der Öffent-
lichkeit Transparenz in der Gebührenkalkulation zu
bieten.

In Zukunft soll die Transparenz über die Vermögens-
situation verbessert werden, indem die Gemeinde-
betriebe eine Anlagenbuchhaltung führen. Durch
das Erstellen einer Anlagenbuchhaltung werden die
Zahlen aus der Vergangenheit aufgearbeitet, und für
die Zukunft wird ein wichtiges Planungsinstrument
geschaffen. Um die Kostenwahrheit zu gewährleis-
ten dürfen Anlagegüter ausschliesslich im Ausmass
des betrieblich bedingten Wertverzehrs abgeschrie-
ben werden. Die bisherige Praxis der Abschreibun-

gen auf dem Restbuchwert (degressive Methode),
die zwar rechnerisch einfach ist, aber auf der fiktiven
Annahme basiert, dass der Nutzen eines Vermö-
gensguts mit zunehmender Nutzungsdauer abneh-
me, widerspricht dem Kostendeckungsprinzip. Da
der Nutzen einwandfrei gewarteter Infrastrukturan-
lagen gleich bleibt, ist die Abschreibung jedes Jahr in
gleicher Höhe zu belasten (lineare Methode). Hinzu
kamen in der Vergangenheit zusätzliche Abschrei-
bungen, mit denen stille Reserven gebildet wurden
und dadurch die effektive Vermögenssituation für
den Gebührenzahler nicht ersichtlich war. Der Vorteil
der linearen Methode liegt auch darin, dass die Ab-
schreibungsbeträge weniger zyklisch anfallen als bei
der degressiven Methode und dadurch eine gewisse
Gebührenkontinuität gewährleistet wird.

Der damit gewonnene «Fair-Presentation-Ansatz»
stellt sicher, dass die Entscheidungsträger bei ihren
Entscheiden über die tatsächlichen Verhältnisse in-
formiert sind. Es wird jedoch nicht vorgegeben, wie
die Entscheide zu fällen sind. Die Empfehlung äus-
sert sich lediglich zur finanziellen Berichterstattung,
aber ausdrücklich nicht zu finanzpolitischen Ent-
scheiden. Die Legislative beschliesst in der Verord-
nung über die Grundsätze der Finanzierung. Die
Festsetzung der Tarife obliegt der Exekutive. Die
Grundlagen der Berechnung von Gebühren sind
gemäss Art. 60a Abs. 4 GSchG öffentlich zugänglich
zu machen. Das heisst, dass die Berechnung durch
die Beilage der Planungsrechnung transparent ge-
macht werden muss.

Die vorliegende Wegleitung des AWEL und des Ge-
meindeamtes sowie das für ihre Anwendung ent-
wickelte Berechnungs-/Planungsmodell sollen die
Gemeinden unterstützen, die notwendigen Grund-
lagen zu erarbeiten.

Das Wichtigste im Überblick
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Infrastrukturanlagen der Ver- und Entsorgung bieten
Komfort und stellen in unserem Alltag eine Selbst-
verständlichkeit dar. Man nimmt ihre Existenz mei-
stens nur dann wahr, wenn sie ihre Funktion nicht
mehr erfüllen oder wenn ihre Finanzierung, sei es im
Unterhalt oder bei einer Erneuerung, zu Diskussio-
nen führt.

In den Bau der Ver- und Entsorgungsanlagen der öf-
fentlichen Hand sind beachtliche finanzielle Mittel
eingeflossen. Für die Erstellung der Wasserversor-
gungs- und Abwasserentsorgungsanlagen sind in
der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts allein im
Kanton Zürich mehrere Milliarden investiert worden.
Werte, die es zu unterhalten und bedarfsgerecht zu
erneuern gilt, um das Leistungspotenzial der Was-
server- und Abwasserentsorgung sicher zu stellen
und die Infrastruktur in gutem Zustand an die näch-
sten Generationen weitergeben zu können. Ein 
weiterer wichtiger Punkt ist der Schutz des Grund-
wassers vor schädlichen Einwirkungen durch das
Abwasser infolge unzulänglicher Instandhaltung
und Werterhaltung der Anlagen der Abwasserent-
sorgung.

Die Finanzierung der Anlagen ist ein Thema, das zu
Recht immer wieder von der Politik aufgegriffen
wird, geht es doch darum,

• nicht nur die laufenden Betriebskosten zu de-
cken, sondern auch an zukünftige Ersatzbauten
zu denken, und

• mit den Gebühren und übrigen Finanzierungs-
quellen haushälterisch umzugehen. Auf Grund
der Monopolstellung der Betriebe ist die Trans-
parenz über die Kosten und die Finanzierung der
Infrastrukturanlagen gegenüber dem Gebüh-
renzahler unumgänglich.

In der bisherigen Praxis stützte sich die Finanzpla-
nung in der Abwasserentsorgung und Wasserversor-
gung der Gemeinden auf die Finanzbuchhaltung
(Fibu). Die tatsächlichen Kosten und effektiv beste-
hendes Eigenkapital sind weitestgehend unbekannt.
Die öffentlich aufzulegenden Grundlagen für die Be-
rechnung der Abgaben erlauben keine objektive Be-
urteilung.

Nun sind die Betriebe jedoch gefordert, einerseits
eine finanzielle Bewertung ihrer Ver- und Entsor-
gungsanlagen zu tätigen. Andererseits sollen sie
mittels einer langfristigen Planung die Auswirkun-
gen der Kosten, der notwendigen Unterhaltsarbei-
ten, Investitionen und Gebühreneinnahmen auf ihre

Finanzlage abschätzen können. Der damit gewon-
nene «Fair-Presentation-Ansatz» stellt sicher, dass
die Entscheidungsträger bei ihren Entscheiden über
die tatsächlichen Verhältnisse informiert sind. Es
wird jedoch nicht vorgegeben, wie die Entscheide zu
fällen sind. Die Empfehlung äussert sich lediglich zur
finanziellen Berichterstattung, aber ausdrücklich
nicht zu finanzpolitischen Entscheiden wie der Bil-
dung von Reserven oder der Tilgung von Schulden.
Es gilt, eine strikte Trennung von Finanzberichter-
stattung und Finanzpolitik zu vollziehen.1

1 Vorwort

1 A. Bergmann, «Zeigen, wie es um die öffentlichen Finanzen wirklich 
steht», NZZ Nr. 137, 16./17.6.07
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2.1 Ausgangslage

In der Bundesverfassung wird in Bezug auf den Um-
weltschutz das Verursacherprinzip gefordert (Art. 74
BV). Der Bund schreibt zudem in Art. 60a GSchG vor,
dass bei der Festlegung der Abwassergebühren u.a.
dem künftigen Investitionsbedarf Rechnung zu tra-
gen ist und dafür die erforderlichen Reserven zu bil-
den sind. Ebenso verpflichtet der Bund die Betreiber
der Abwasserentsorgungsanlagen, die Grundlagen
für die Berechnung der Abgaben öffentlich zugäng-
lich zu machen.

Die Informationen für die finanzielle Planung und
Führung werden heute v.a. bei kleineren Gemeinden
hauptsächlich aus der Fibu gewonnen. Einer nach
den herkömmlichen Regeln geführten Fibu lassen
sich keine zuverlässigen Informationen über die
Höhe der vorhandenen Reserven entnehmen. Die
heutigen Daten der Fibu eignen sich meist auch
schlecht, um der Öffentlichkeit Transparenz hinsicht-
lich der Gebührenkalkulation zu bieten. Dies insbe-
sondere aus folgenden Gründen:

1. Ein Teil der bisher gebauten Anlagen wurde mit
Subventionen von Bund und Kantonen erstellt. Zu-
dem gingen bei der Erstellung einmalige Einnahmen
wie Anschlussgebühren, Erschliessungs- und Mehr-
wertbeiträge ein. Es ist davon auszugehen, dass die-
se Einnahmequellen in Zukunft zum Grossteil versie-
gen werden. 

2. Die Gesetzgebung im Kanton Zürich schreibt für
öffentlich-rechtliche Betreiber die Führung der Fibu
nach dem Handbuch über das Rechnungswesen der
zürcherischen Gemeinden vor. Das Handbuch folgt
aber nicht überall betriebswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten. So müssen z.B. Abschreibungen den
tatsächlichen Wertverzehr einer Anlage darstellen.
Gemäss Handbuch werden normalerweise jährlich
10 % auf dem Restbuchwert als Abschreibungsbe-
trag berechnet (sog. degressive Abschreibungen,
weil der Restbuchwert und damit der Abschrei-
bungsbetrag von Jahr zu Jahr kleiner wird). Evtl. 
werden freiwillig noch zusätzliche Abschreibungen
getätigt. Zudem ist das Führen einer Anlagenbuch-
haltung nicht vorgeschrieben. Die Konsequenz dar-

aus ist, dass die gegenwärtige finanzielle Substanz
des betreffenden (Ab-)Wasserwerks aus der Fibu
nicht ersichtlich ist. Dies ist jedoch Voraussetzung
zur Beurteilung, ob

• der Betrieb richtig finanziert ist und
• die Gebührenplanung für die folgenden Jahre im

richtigen Verhältnis zu den zukünftigen Kosten
für Betrieb, Wartung und v.a. die anfallenden Er-
satzinvestitionen steht.

Gebühreneinnahmen sollen also die Betriebskosten,
den Abschreibungs- und Zinsbedarf decken sowie
eine teilweise Selbstfinanzierung künftiger Investi-
tionen ermöglichen. Um eine kontinuierliche Ge-
bührenentwicklung sicherzustellen, ist die Bildung
von Reserven zwecks Sanierung und Ersatz von An-
lagen notwendig. Dabei handelt es sich eigentlich
um thesaurierte (einbehaltene) Gewinne, welche
gemäss Kap. 6 dieser Wegleitung gewissen Ein-
schränkungen unterliegen. Diese Eckwerte gilt es so
zu bestimmen, dass die Exekutive einen gewissen
Entscheidungsspielraum bei der Gebührenfestset-
zung hat, dass jedoch auch die Gebührenpflichtigen
vor falschen resp. überhöhten Gebühren geschützt
oder über zu tiefe Gebühren, im Sinne von fehlen-
den finanziellen Mitteln für die Zukunft, informiert
werden.

2.2 Ziele

Die Wegleitung sowie das zugrunde liegende Pla-
nungsmodell haben folgende Ziele:

• Sicherstellung der Erhaltung des Leistungspo-
tenzials der Wasserver- und Abwasserentsor-
gung.

• Vermeiden oder mindestens frühzeitiges Erken-
nen von Gebührensprüngen und des Finanzie-
rungsbedarfs.

• Transparenz für den Gebührenzahler durch Of-
fenlegung der Berechnungsgrundlagen. Dies be-
inhaltet auch die Begründung für Gebührenan-
passungen. Dabei geht es nicht zwingend um
eine Gebührenanpassung nach oben auch das
Gegenteil ist möglich.

• Vergleichbarkeit verschiedener Betriebe: Ver-
läuft die Bewertung der Anlagen sowie die Kos-
ten- und Gebührenplanung der Gemeinden
nach einheitlichen Kriterien, können sie sich mit-
einander vergleichen und voneinander profitie-
ren. Dies erleichtert auch die Gebührendiskus-
sion.

2 Ausgangslage und Ziele

Diese Wegleitung soll zwei zentrale 
Fragen beantworten:

1. Wie sind die Kosten zu berechnen?
2. Wie sind die erforderlichen bzw. bereits 

vorhandenen Reserven zu berechnen?
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2.3 Weitere Bestandteile, Abgrenzung zu 
anderen Modellen und zur Kosten-/
Leistungsrechnung

• Zur Thematik der Finanzierung bestehen weitere
Richtlinien und Vorgaben, z.B.:
– Finanzielles Führungssystem für den Abwas-

serbereich – Grundlage für nachhaltige Ge-
bühren. Empfehlende Ergänzung zur Richtli-
nie des VSA/FES, Stand Juni 2007 (Entwurf)

– Handbuch über das Rechnungswesen der
zürcherischen Gemeinden

– Ausführungen der IPSAS (international pu-
blic sector accounting standards)

Diese Wegleitung steht in Grundsatzfragen nicht
im Widerspruch zu den genannten Quellen, er-
gänzt sie jedoch mit z.T. detaillierteren Vorgaben
und einem Planungsinstrument, welches im An-
hang 2 erläutert wird.

• Die wichtigsten Begriffe werden abschliessend in
einem Glossar definiert (Kap. 8), um die Kommu-
nikation sowohl im Betrieb als auch gegen aus-
sen zu erleichtern.

• Sobald die Wasserversorgungs- und Abwasser-
entsorgungsanlagen eine bestimmte Grösse 
(>20 000 Einwohner) übersteigen, empfiehlt
sich eine detaillierte Kosten-/Leistungsrech-
nung.2 Diese hilft, die Kosten von den zu erbrin-
genden Leistungen her zu planen und sie zu
strukturieren sowie laufend stufengerecht durch
die entsprechenden Verantwortungsträger zu
überwachen. 

• Diese Wegleitung hat jedoch nicht zum Ziel, ein
Konzept der Kosten-/Leistungsrechnung zu un-
terbreiten. 

2 Bei Kläranlagenverbänden, Gruppenwasserversorgungen oder wenn 
eine eigene Abwasserreinigungsanlage betrieben wird, kann diese 
Grenze tiefer angesetzt werden
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Die nachfolgende Grafik zeigt die Zusammenhänge
der einzelnen Teilmodule, die zu einer guten Planung
und zur Gebührenfestlegung führen sollen. In den
nachfolgenden Kapiteln werden die einzelnen Teil-
module im Detail erläutert.

Damit eine realistische Finanzplanung erstellt wer-
den kann, sind zuerst die technischen Grundlagen
zu erstellen bzw. zu überprüfen. Dazu gehören der
Generelle Entwässerungsplan (GEP) und das Gene-
relle Wasserversorgungsprojekt (GWP). Aus diesen
Instrumenten werden zudem die geplanten Investi-
tionen abgeleitet. Das betriebswirtschaftliche Instru-
ment für die Erfassung der bestehenden Anlagen
und die Planung der zukünftigen Investitionen ist die
Anlagenbuchhaltung. Alle diese Module werden in
Kap. 4 beschrieben.

Kap. 5 geht auf die zentrale Frage der Berechnung
der Plankosten ein. Diese bestehen aus folgenden
drei Hauptbestandteilen:

• Betriebskosten
• Zinsen
• betriebswirtschaftliche Abschreibungen 

Kap. 6 befasst sich mit der Erstellung der Finanzpla-
nung des Betriebs, inkl. Bildung oder Abbau von Re-
serven. Deren Berechnung erfolgt aufgrund der in

3 Konzeptionelle Einführung und Umsetzung

Abbildung 1: Zusammenhänge der Teilmodule

Kap. 4 erwähnten Anlagenbuchhaltung sowie der
Investitionsplanung.

Die Gebührenplanung ist Bestandteil von Kap. 7. Die
daraus resultierende Gebührenpolitik hat wiederum
Auswirkungen auf die Finanzierung der Anlagen in
den Folgejahren.

Im Anhang 1 sind die Nutzungsdauern sowie die Ab-
schreibungssätze für die einzelnen Anlagenteile auf-
geführt.

Anhang 2 beschreibt den Planungsablauf (analog
den oben erläuterten Zusammenhänge) und die In-
halte und Auswertungen des Excel-gestützten Pla-
nungsmodells. Im Anschluss an das Zahlenbeispiel
der Gemeinde Musterdorf wird aufgelistet, welche
Plandaten erarbeitet werden müssen, um das Pla-
nungsmodell im konkreten Fall bei einer Gemeinde
einzusetzen.

Im Anhang 3 finden sich die gesetzlichen Grundla-
gen.
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4.1 Technische Grundlagen

Die nachfolgend aufgeführten Planungsgrundlagen
von GEP und GWP fliessen in die Finanzplanung ein.
Der Anlagekataster resp. das Anlageinventar bildet
die Grundlage für die Anlagenbuchhaltung. Deshalb
sind diese technischen Planungsgrundlagen nach-
folgend kurz erläutert.

Genereller Entwässerungsplan (GEP)
Der GEP soll den bedürfnisorientierten Ausbau, den
gewässerschutzkonformen Betrieb sowie die nach-
haltige Nutzung und Werterhaltung der Abwasser-
anlagen sicherstellen. Gleichzeitig ist der GEP eine
Grundlage der kommunalen Richt- und Nutzungs-
planung sowie für die Finanzplanung.

Der Anlagekataster ist ein wichtiges Instrument, um
für Betrieb, Unterhalt, Sanierung und Ausbau jeder-
zeit die wichtigsten aktuellen Daten zur Verfügung
zu haben. Er enthält alle öffentlichen Abwasseranla-
gen (Kanalnetz, Pumpwerke, Regenüberläufe, Re-
genbecken, ARA) und zeigt die Eigentumsverhältnis-
se. Der Anlagekataster dient als Grundlage für die
Anlagenbuchhaltung. 

Die Zustandspläne des GEP sind die Grundlage für
eine zweckmässige Termin- und Investitionsplanung
zur Behebung von Schäden, zur Werterhaltung und
zur Durchführung von weiteren Massnahmen, wel-
che den gewässerschutzkonformen Betrieb der
Siedlungsentwässerung gewährleisten.

Der Investitionsplan (samt Terminprogramm) für die
Siedlungsentwässerung resultiert aus den diversen
Zustandsplänen (die den Handlungsbedarf auswei-
sen) bzw. aus den daraus abgeleiteten Vorprojekten
(erforderliche Massnahmen) des GEP, derjenige für
die mechanische, biologische und chemische Ab-
wasserbehandlung aus dem Zustandsplan «ARA».
Die meisten Gemeinden verfügen bereits über ein
solches Investitionsprogramm. Jede Gemeinde be-
sitzt einen GEP oder ein GKP mit Zustandsplänen, je-
doch noch nicht zwingend einen Anlagekataster.

Generelles Wasserversorgungsprojekt (GWP)
Zu einer umfassenden Orts-, Nutzungs- und Er-
schliessungsplanung gehört ein generelles Wasser-
versorgungsprojekt (GWP). Dieses soll für einen fest-
gelegten Planungszeitraum für das gesamte Ge-
meindegebiet ein möglichst einfaches, zweck-
mässiges und wirtschaftliches Gesamtkonzept fest-
legen für die Beschaffung, Speicherung und Vertei-
lung von Trink-, Brauch- und Löschwasser in genü-

gender Menge, mit ausreichendem Druck und in
einwandfreier Qualität. Gleichzeitig soll das GWP die
Grundlage für eine mittelfristige Finanzplanung un-
ter Berücksichtigung der Werterhaltung bilden.

Das Inventar der bestehenden Anlagen bietet Ge-
währ dafür, dass für Betrieb, Unterhalt, Sanierung
und Ausbau die wichtigen aktuellen Daten zur Ver-
fügung stehen. Es enthält, getrennt nach Eigentum
der Wasserversorgungsunternehmen, alle Anlagen
und Leitungen, die öffentlichen Zwecken dienen.
Das Inventar der bestehenden Anlagen dient als
Grundlage für die Anlagenbuchhaltung.

Die Beschreibung über den Zustand der Anlagen bil-
det die Basis für eine zweckmässige Termin- und In-
vestitionsplanung für die Behebung von Mängeln
und Schwachstellen sowie für den Ersatz von alten
und reparaturanfälligen Anlagen.

Der Investitionsplan für die Wasserversorgung ist im
GWP im Kapitel «Kostenschätzung» enthalten. Er
umfasst die mittelfristigen Investitionen (Kosten-
schätzungen) unter Berücksichtigung der Werter-
haltung. Die meisten Gemeinden besitzen heute ein
GWP.

Allgemeine Bemerkung zum GEP/GWP
Sanierungsmassnahmen sind mit denjenigen ande-
rer Werke zu koordinieren. Dadurch wird der finanzi-
elle und zeitliche Aufwand häufig verringert. Diese
Einflüsse sind bei der Finanzplanung zu berücksichti-
gen.

4.2 Anlagenbuchhaltung

In der Anlagenbuchhaltung werden die Zu- und Ab-
gänge, die Bestände und Bilanzwerte des Verwal-
tungsvermögens geführt sowie die Ermittlung und
Buchung der Abschreibungen vorgenommen.

Neuaufbau
Die Erfassung der Anlagen soll in der Abwasserent-
sorgung auf den GEP und in der Wasserversorgung
auf den GWP abgestützt werden:

• Dem Anlagenkataster respektive dem Inventar
der bestehenden Anlagen sind die benötigten
Daten (Objekt, Baujahr, Alter etc.) zu entneh-
men. 

• Auf Grund dieser Daten ist das Inventar mit
sämtlichen relevanten Anlagen zu definieren.

4 Planungsgrundlagen
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• Der Detaillierungsgrad richtet sich nach den ein-
zelnen Anlagenkategorien gem. Anhang 1. Be-
stehen wesentliche Altersunterschiede innerhalb
der einzelnen Anlagenkategorien, müssen die
Anlagen je Alterskategorie einzeln erfasst wer-
den. So können z.B. die in 10-Jahres-Perioden er-
stellten Abwasserkanäle als 1 Anlagengut er-
fasst werden, um die Anzahl Anlagengüter nicht
unnötig aufzublähen. Siehe dazu das Beispiel
des Anlagenbuchs im Gebührenplanungsmo-
dell, Anhang 2.

• Dieses Inventar wird bewertet, d.h. mit einem
(mindestens geschätzten) Brutto-Anschaffungs-
wert versehen.

• Die Nutzungsdauer der entsprechenden Anla-
genkategorie ist im Anhang 1 aufgeführt.

Mit der Anlagenbuchhaltung ist die Basis für die
zukünftige Finanzplanung geschaffen.

4.3 Investitionsplanung

In den GEP sowie den GWP werden die geplanten
Neubauten, der Unterhalt, die Sanierungen und der
Ersatz der Infrastrukturanlagen ausgewiesen. Der
GEP bzw. das GWP liefert eine wichtige Grundlage,
um die zukünftigen Investitionskosten abzuleiten.
Nicht zu vergessen sind, sofern offensichtlich, die
Bauteuerung, die erhöhten Baukosten aus gestiege-
nen Anforderungen umweltrechtlicher Bestimmun-
gen sowie zusätzliche Verpflichtungen (z.B. An-
schlussverträge) und Risiken aus Umweltkatastro-
phen (z.B. Überschwemmungen).

Die Aktivierungsgrenzen für Investitionen sind im
Handbuch über das Rechnungswesen der zürcheri-
schen Gemeinden festgelegt. Es ist zu berücksichti-
gen, dass in der Investitionsrechnung nur diejenigen
Ausgaben auszuweisen sind, welche im Hinblick auf
einen mehrjährigen direkten zukünftigen öffentli-
chen Nutzen im Sinne einer Investition getätigt wer-
den. Dies können Renovationen und Erneuerungen,
jedoch keine Reparaturen sein.
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5.1 Grundsatz

Bei der Kostenermittlung gilt das Grundprinzip, die-
se nach allgemein anerkannten betriebswirtschaftli-
chen Grundsätzen zu berechnen. Diese Grundsätze
sind nachfolgend erläutert.

5.2 Betriebskosten

In den Betriebskosten sind die laufenden Kosten für
den Betrieb der Anlage enthalten: Besoldungen inkl.
Sozialleistungen, Unterhaltsarbeiten, Dienstleistun-
gen Dritter (Trinkwasserproben, Verwaltung, Versi-
cherung) etc. Nicht in die Betriebskosten gehören
die Zinsen und Abschreibungen der Anlagen, weil
diese separat ausgewiesen werden (s. unten). Evtl.
wurden in der Vergangenheit freiwillige zusätzliche
Abschreibungen unter den Betriebskosten verbucht.
Bei der Planung zukünftiger Betriebskosten ist dies
zu unterlassen (Abstimmung von finanzbuchhalteri-
schen zu betrieblichen Werten). 

5.3 Zinskosten

Kann ein Betrieb sein Verwaltungsvermögen nicht
über bisherige Gebührenüberschüsse finanzieren,
muss er sich Fremdkapital (z.B. Gemeinde oder
Bank) beschaffen. Dafür wird ihm Zinsaufwand be-
lastet. Für die Gemeinde ist festgelegt, zu welchem
Satz das zur Verfügung gestellte Kapital verzinst
werden muss (3,75 % pro Jahr gemäss aktuellem
Stand 2007), bei den Banken sind die marktüblichen
Zinssätze für Darlehen zu beachten.

Sind infolge eingetretener Verluste die Spezialfinan-
zierungsreserven (Eigenkapital) aufgebraucht, wer-
den die Verluste der Folgejahre auf dem Vorschus-
skonto für Spezialfinanzierungen (Konto 1280) ver-
bucht. Der aufgelaufene Vorschuss der Gemeinde
darf 50 % des Jahresertrags der Nutzniesserleistun-
gen des Gemeindebetriebs nicht übersteigen. Ein
Vorschuss der Gemeinde an einen Gemeindebetrieb
ist innert längstens fünf Jahren abzutragen. Da diese
Verlustvorträge Schulden gegenüber der Gemeinde
darstellen, müssen sie ebenfalls verzinst werden.

Das Planungsmodell, welches im Anhang vorgestellt
wird, übernimmt im Finanzplan die in der Praxis übli-
cherweise angewendete Bruttodarstellung mit fol-
gender Berechnung:

• Zinsertrag auf Basis der Spezial- und Vorfinan-
zierungen (Eigenkapital)

• Zinsaufwand auf Basis des Verwaltungsvermö-
gens und allfälliger Spezialfinanzierungen im
Sinne eines Fehlbetrags

Basis der Berechnung der Zinsen ist die finanzbuch-
halterische Bilanz.

5.4 Abschreibungskosten

5.4.1  Bisherige Praxis
Im Handbuch über das Rechnungswesen der zürche-
rischen Gemeinden wird festgehalten, dass alle Aus-
gaben mit Investitionscharakter zu aktivieren und
abzuschreiben seien. Bisher wird die Methode der
Abschreibung vom (buchhalterischen) Restbuch-
wert verwendet, da diese einfach anzuwenden ist

5 Kostenermittlung auf Basis der Finanzbuchhaltung

Abbildung 2: Vergleich Abschreibungskosten bei degressiver und linearer Abschreibungsmethode
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und nicht die Führung einer Anlagenbuchhaltung
voraussetzt. Die Abschreibung auf dem Restbuch-
wert (degressive Methode) ist zwar rechnerisch ein-
fach, sie basiert aber auf der fiktiven Annahme, dass
der Nutzen eines Vermögensguts mit zunehmender
Nutzungsdauer abnehme. Da der Nutzen jedoch
gleich bleibt, ist die Abschreibung jedes Jahr in glei-
cher Höhe zu belasten (lineare Methode). Der Vorteil
der linearen Methode liegt auch darin, dass die Ab-
schreibungsbeträge weniger zyklisch anfallen als bei
der degressiven Methode. Wird z.B. eine grössere In-
vestition getätigt, resultieren in den Folgejahren bei
Verwendung der degressiven Methode (zu) hohe
Abschreibungen, die später wieder rückläufig sind.
Dies könnte falsche Signale für eine sinnvolle Ge-
bührenpolitik aussenden.

Die Abbildungen 2 und 3 zeigen einen Vergleich zwi-
schen linearer und degressiver Methode für eine In-
vestition von Fr. 100 000.–, die über 60 Jahre abge-
schrieben werden soll.

Bei der degressiven Abschreibungsmethode wurden
in der Vergangenheit stille Reserven gebildet. Im obi-
gen Zahlenbeispiel beträgt die lineare Abschreibung
aufgrund der geplanten Nutzungsdauer von 60 Jah-
ren 1,67 % pro Jahr. In der Finanzbuchhaltung wird
mit einem jährlichen Abschreibungssatz von 10 %
vom Restbuchwert abgeschrieben. Die Differenz
zwischen dem Restbuchwert nach linearer und de-
gressiver Methode kann im Normalfall als stille Re-
serve betrachtet werden. Sie erreicht im 18. Jahr den
Maximalbetrag von fast 55 000.–. Tätigt die betref-
fende Gemeinde freiwillige zusätzliche Abschrei-
bungen, können die stillen Reserven noch weiter an-
steigen.

5.4.2 Umstellung der Fibu auf betriebswirt-
schaftliche Abschreibungen

Die Gemeindebetriebe sollen die bestehenden stillen
Reserven transparent ausweisen. Grundsätzlich ist
dafür eine Bewertung der bestehenden Anlagen
notwendig. Zu diesem Zweck müssen die Gemein-
debetriebe eine Anlagenbuchhaltung führen (siehe
Kap. 4.2).

Um zukünftig die Transparenz zu gewährleisten und
deshalb stille Reserven zu vermeiden, dürfen die An-
lagegüter ausschliesslich im Ausmass des betrieblich
bedingten Wertverzehrs abgeschrieben werden. Es
ist folglich die Abschreibung nach betrieblichen Ge-
sichtspunkten notwendig. In der Fibu soll daher auf
lineare Abschreibungen umgestellt werden. Die or-
dentlichen Abschreibungen werden linear für die
Restnutzungsdauer des jeweiligen Anlagenguts (ab-
züglich erhaltener Beiträge, Subventionen und An-
schlussgebühren) berechnet.

Die Umstellung richtet sich nach der Verordnung
über die Abschreibungen nach betriebswirtschaftli-
chen Gesichtspunkten (BAV; LS 133.15) der Direkti-
on der Justiz und des Innern des Kt. Zürich. Die BAV
regelt die Abschreibungssätze und das Vorgehen,
wenn das Abschreibungssystem umgestellt wird.
Über den Wechsel ist Beschluss zu fassen und dem
Gemeindeamt sowie dem Bezirksrat Mitteilung zu
machen.

Nach der Umstellung auf lineare Abschreibun-
gen sind, bis auf ausserplanmässige Abschrei-
bungen bei vorzeitigem Ersatz, keine (freiwilli-
gen) zusätzlichen Abschreibungen mehr er-
laubt.

Abbildung 3: Vergleich Restbuchwert bei degressiver und linearer Abschreibungsmethode



14

6.1 Allgemein

Der Bundesgesetzgeber spricht zwar von «erforder-
lichen Rückstellungen», meint aber das zur Finanzie-
rung der Investitionen erforderliche Eigenkapital
(Reserven). Damit ist das Finanzierungsverhältnis 
(Eigen- vs. Fremdkapital) angesprochen. Dabei gel-
ten die allgemein anerkannten betriebswirtschaftli-
chen Grundsätze:

• Es ist vom effektiven (betriebswirtschaftlichen)
und nicht vom buchmässig ausgewiesenen 
Eigenkapital auszugehen.

• das als erforderlich betrachtete Verhältnis muss
nachhaltig, d.h. auch in absehbarer Zukunft si-
chergestellt sein.

• Das Verhältnis Eigen- zu Gesamtkapital (Eigen-
finanzierungsgrad) könnte im Vergleich zur Pri-
vatwirtschaft tendenziell eher geringer ausfal-
len. Bei staatlichen Monopolbetrieben fehlt im
Normalfall jenes Risiko, das bei der Höhe des 
Eigenfinanzierungsgrads am stärksten gewich-
tet wird, nämlich das Unternehmerrisiko.

6.2 Planrechnung

Mit der Planrechnung wird der künftig erforderliche
Mitteleinsatz festgelegt, welcher zur Erreichung der
gesetzten Ziele notwendig ist.

Grundlage der mehrjährigen Finanzplanung ist im
Normalfall das letzte Betriebsjahr, dessen Gewinn-
und Verlustrechnung (laufende Rechnung) und Bi-
lanz (Bestandesrechnung) dem letzten Jahresbericht
entnommen werden. Wie schon erwähnt, geht es in
der Folge darum, die finanzbuchhalterischen Werte
anzupassen, sodass sie als Grundlage für die Pla-
nung der Folgejahre dienen können:

• In der Gewinn- und Verlustrechnung sollen Auf-
wendungen und Erträge, die aus Vorjahren
stammen, betriebsfremd oder ausserordentlich
sind, nicht unbegründet auf Folgejahre übertra-
gen werden (zeitliche und sachliche Abgrenzun-
gen).

• In der Bilanz sollen die Vermögens- und Schul-
denbestände eingetragen werden. Diese wer-
den jedoch für die Planung der Folgejahre durch
betriebliche Werte ersetzt.

Übersteigen die Spezialfinanzierungsreserven das
Verwaltungsvermögen, müsste grundsätzlich ein Fi-
nanzvermögen vorhanden sein. Dieses wird jedoch

nicht (immer) für den (Ab-)Wasserbereich als separa-
tes Konto geführt und ist deshalb nicht in jedem Fall
ersichtlich. Führt die Gemeinde hingegen eine eige-
ne Betriebsrechnung für den Wasserversorgungs-
und Abwasserentsorgungsbereich, sind deren Bi-
lanzbestände direkt ersichtlich. Die Auswirkungen
der Gebühren-, Ausgaben- und Investitionsplanung
des Wasser-/Abwasserbereichs sind deshalb immer
im Gesamtzusammenhang der Finanzlage einer Ge-
meinde zu betrachten. Das im Anhang 2 beschriebe-
ne Finanzplanungsinstrument kann nur die Auswir-
kungen des Wasser-/Abwasserbereichs auf die Ge-
meindefinanzen aufzeigen.

Reserven für den zukünftigen Ersatz von Anlagen
Für die Finanzierung zukünftiger Investitionen sind
die Cashflows massgebend. Solange die Investitio-
nen mittelfristig die Abschreibungen nicht überstei-
gen, sind keine Gebührenüberschüsse notwendig.
Wenn mittelfristig die Investitionen jedoch höher
sind als die Abschreibungen, muss sorgfältig abge-
klärt werden, ob die Erhöhung des Kapitalbedarfs
mit Fremdkapital oder Gebühren zu finanzieren ist.
Werden Gebührenüberschüsse generiert, sind diese
auf das Spezialfinanzierungskonto vorzutragen.

Werden die Gebühren für die Vorfinanzierung kon-
kret geplanter Ersatzinvestitionen höher als die aktu-
ellen Kosten festgelegt, dann dürfen sie jene Ge-
bührenhöhe nicht überschreiten, die im Anschluss
an die Investition notwendig würde, wenn der zu-
sätzliche Investitionsbedarf mit Fremdkapital finan-
ziert wird. Sonst schiesst die Vorfinanzierung über
das Ziel des Gebührenausgleichs hinaus.

Das Planungstool soll Transparenz darüber schaffen,
wie viel in den nächsten Jahren investiert werden
muss und woher die Mittel dazu stammen (Reichen
die Reserven aus oder ist eine Gebührenanpassung
vorzunehmen?). Die Höhe der Reserven ist daher im-
mer im Zusammenhang mit den zukünftigen Investi-
tionen zu sehen.

6.3 Finanzierungsgrundsätze

Die Legislative beschliesst in der Verordnung, über
die Grundsätze der Finanzierung. Die Festsetzung
der Tarife obliegt der Exekutive. Die Grundlagen der
Berechnung von Gebühren sind gemäss Art. 60a
Abs. 4 GSchG öffentlich zugänglich zu machen. Das
heisst, dass die Berechnung durch die Beilage der
Planrechnung transparent gemacht werden muss.

6 Finanzierung
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7.1 Anschlussgebühren

In den meisten Gemeinden ist die Groberschliessung
der Wasserversorgung und der Abwasserentsor-
gung erstellt und bezahlt. Die heutigen Einnahmen
der Anschlussgebühren dienen zum grössten Teil der
Finanzierung von Ersatzbauten. Es stellt sich daher
die Frage, ob Anschlussgebühren überhaupt noch
gerechtfertigt sind. Insbesondere die Nachforderun-
gen von Anschlussgebühren bei Umbauten von
Häusern sind in Frage zu stellen.

Auf Anschlussgebühren soll bei rückläufiger Neu-
bautätigkeit in den Städten und Gemeinden in Zu-
kunft verzichtet werden. Der Betrieb und Unterhalt
der mit Ausnahme von kleineren Abschnitten erstell-
ten Groberschliessung wird durch die Benutzungs-
gebühr (Mengen- und Grundgebühr) finanziert. Mit
der Benutzungsgebühr sollen auch die Ersatzinvesti-
tionen abgedeckt werden. Mit dem Verzicht auf An-
schlussgebühren werden die Kosten verursacherge-
recht allen Gebührenzahlern überbunden. Mit einer
sinnvollen Gebührenpolitik resp. Finanzplanung (Re-
servenbildung) wird in Zukunft die Finanzierung der
Infrastrukturanlagen in der Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung gesichert.

7.2 Mengen- und Grundgebühren

Die Fixkosten bei der Wasserversorgung machen
gemäss SVGW ca. 70–90% der Gesamtkosten aus.
Die konsequente Aufteilung auf korrespondierende
Preiselemente (Fixkosten = Grundgebühr, variable
Kosten = Mengenpreis) ist aus verschiedenen (nicht
betriebswirtschaftlichen) Gründen selten möglich,
weshalb der SVGW Bandbreiten für die Festsetzung
der Grundgebühr (Anteil von 50–80%) einerseits
und des Mengenpreises (Anteil von 20–50%) ande-
rerseits empfiehlt.

Auch in der Abwasserwirtschaft betragen die Fixkos-
ten (leistungsunabhängige Kosten) in der Regel
mehr als 90% der Gesamtkosten. Ebenfalls gilt die
Aussage, dass eine konsequente Aufteilung auf die
Grundgebühr und die Mengengebühr nicht möglich
ist. Vom VSA wird eine Aufteilung von einem Drittel

Grundgebühren (Fr./gewichtete Grundstücksfläche)3

und zu zwei Dritteln Mengengebühreneinnahmen
(Fr./m3 Frischwasser) empfohlen. Der VSA stellt sich
dabei auf den Standpunkt, dass die Grundgebühr
sich im Allgemeinen an den Kosten der Regenwas-
serentsorgung orientiert und diese rund 30% der
gesamten Kosten betragen.

Im Rahmen des gewählten Abgabenkonzepts hat
die Gemeinde verschiedene Rahmenbedingungen
zu beachten, so das Verursacherprinzip, das Kosten-
deckungsprinzip, das Äquivalenzprinzip (Preis-Leis-
tungs-Verhältnis muss stimmen), das Willkürverbot
und das Gleichbehandlungsgebot.

Da die Infrastruktur für die Abwasserentsorgung
und Wasserversorgung unabhängig von der tatsäch-
lichen Inanspruchnahme durch die einzelnen Lie-
genschaften aufrechterhalten werden muss, darf ein
Teil der damit verbundenen Aufwendungen den
Benützern durch eine mengenunabhängige Grund-
gebühr (Bereitstellungsgebühr) überbunden wer-
den.4 Das Bundesgericht hat im Urteil vom 5. März
2004 festgelegt, dass eine Regelung, die in der
Grosszahl der Fälle zu Grundgebühren führe, welche
sich in der gleichen Grössenordnung halten wie die
mengenabhängigen Gebühren, dem Verursacher-
und dem Äquivalenzprinzip zu genügen vermöge.

7 Gebühren

3 Mit Hilfe von Grundlagendaten werden für verschiedene Siedlungs-
strukturen charakteristische Faktoren zur Gewichtung der
Parzellenfläche abgeleitet. Der Faktor wird durch die Bebauungsart 
und -dichte eines Gebietes beeinflusst.

4 Bundesgerichtsentscheide: 2P.266/2003 vom 5.3.2004; 2A.403/1995
vom 28.10.1997; 2P.259/1996 vom 4.8.1997; 2P.380/1996 vom 
28.1.1998.
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Abschreibungen Wertverzehr einer Anlage
• betriebswirtschaftliche • sollen den tatsächlichen Wertverzehr abbilden
• finanzielle • gemäss der angewendeten Buchhaltungspraxis, im 

Normalfall HRM

Baulicher Unterhalt Massnahmen zum Erhalt der Bauwerkssubstanz sowie zur 
Wiederherstellung der Gebrauchstauglichkeit.

Brutto-Anschaffungswert Ausgaben für den Bau einer Anlage.

Erneuerung Herstellung neuer Anlagen als Ersatz am bisherigen oder an 
einem anderen Ort, wobei die neuen die Funktion der
ursprünglichen Anlagen einbeziehen. 

Kosten Bewerteter Güter- und Leistungsverzehr. Nebst den laufenden 
Betriebskosten gehören auch betriebswirtschaftliche 
Abschreibungen und Zinsen dazu.

Netto-Anschaffungswert Brutto-Anschaffungswert abzüglich Anschlussgebühren und 
Beiträge von Dritten (insbesondere Bundes- und Kantons-
subventionen).

Renovierung Massnahmen zur Verbesserung der aktuellen Funktionsfähig-
keit der Anlagen unter vollständiger oder teilweiser 
Einbeziehung ihrer ursprünglichen Substanz. 

Reparatur Massnahmen zur Behebung örtlich begrenzter Schäden. 

Rücklagen Buchungsvorgänge, mit denen Reserven für geplante 
Ausgaben (in diesem Fall vorwiegend Investitionen) gebildet 
werden, um eine angemessene Eigenfinanzierung zu sichern. 

Sanierung Alle Massnahmen zur Wiederherstellung oder Verbesserung 
von vorhandenen Wasserversorgungs- und Entwässerungs-
systemen. 

Substanz Leistungspotenzial einer Anlage.

Stille Reserven Differenz zwischen dem Wert einer Anlage gemäss Finanz-
buchhaltung und dem tatsächlichen Restwert. Stille Reserven 
entstehen durch die Verwendung der degressiven Abschrei-
bungsmethode und evtl. Sonderabschreibungen.

Wiederbeschaffungswert Ausgaben für eine derzeit genutzte Anlage (Leistungs-
potenzial), wenn sie in Zukunft ersetzt werden muss.

8 Glossar
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Abwasserentsorgung

gemäss Kanton Abschrei-
VSA Zürich bungssatz

Kanalnetz
Abwasserkanäle 50–100 70 1,43%
Druckrohrleitungen 30–50 40 2,50%

Sonderbauwerke (z.B. Regenüberlauf)
Allgemein 40– 65 50 2,00%
Maschinelle Einrichtungen (Pumpen etc.) 8–20 15 6,67%
Schieber, Pegel etc. 20–40 30 3,33%

Abwasserreinigungsanlagen
Baulicher Teil 30–40 35 2,86%
Elektromechanischer Teil 15–20 15 6,67%
Schaltwarte (EMSRL) 8–12 10 10,00%

Schlammbehandlung
Baulicher Teil 35–50 40 2,50%
Maschineller Teil 10–20 15 6,67%
Gasanlage 16–25 20 5,00%
Maschinelle Schlammentwässerung 10–14 12 8,33%
Natürliche Schlammentwässerung 30–40 35 2,86%

Wasserversorgung

gemäss Kanton Abschrei-
SVGW Zürich bungssatz

Wasserfassungen, Brunnenstuben 50 50 2,00%

Aufbereitungsanlagen 33 33 3,03%

Pumpwerke, Druckreduzier-, Messschächte 50 50 2,00%

Leitungen und Hydranten 80 70 1,43%

Reservoire 66 66 1,52%

Mess-, Steuer-, Regelungsanlagen 20 20 5,00%

9 Anhang
Anhang 1: 
Nutzungsdauern in Jahren und Abschreibungssätze
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Das nachfolgend aufgeführte und in MS-Excel ver-
fügbare Gebühren- und Finanzplanungsmodell ist
konzipiert für einen Betrieb, für den eigene Erlöse
und Kosten sowie ein eigenes Vermögen ermittelbar
sind. Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
einer Gemeinde sind häufig in zwei getrennten
Rechnungen enthalten. In diesem Fall hat auch die
Planung in zwei getrennten Modellen zu erfolgen,
welche jedoch von der Rechenlogik her identisch
sind. 
Haben sich mehrere Gemeinden zu einem Verband
zusammengeschlossen, ist die Planung zuerst auf
Ebene des Verbands durchzuführen. Die einzelnen
Gemeinden sollen anschliessend aufgrund der ge-
planten Kostenentwicklung des Verbands überprü-
fen, welches die finanziellen Konsequenzen ihrer 
Finanzierungs-, Investitions- und Gebührenpolitik
sind.

Für Genossenschaften innerhalb der Gemeinden ist
dieses Modell ebenfalls anwendbar.

Bemerkungen zur Handhabung des Excel-Planungs-
modells
Das Planungsmodell wurde vom AWEL, Abt. Gewäs-
serschutz, in Zusammenarbeit mit dem Gemeinde-
amt des Kanton Zürich und dem CZSG Controller
Zentrum St. Gallen entwickelt. Es ist ausschliesslich
für die Gemeinden des Kantons Zürich bestimmt. 
Die Anwendung des Planungsmodells setzt Grund-
lagenkenntnisse in MS-Excel voraus. Das Excel-File
ist verfügbar unter www.abwasser.zh.ch/finanzen.

1 Ablauf

Das Planungsmodell besteht aus 7 Arbeitsblättern:
• Finanzplan
• Anlagenbuch
• Gebühren
• Grafik 10 Jahre
• Grafik langfristig
• Nutzungsdauern
• BKI (Baukostenindex)

Die ersten drei Arbeitsblätter müssen mit Plandaten
ausgefüllt werden. Die beiden Grafiken zeigen die fi-
nanziellen Auswirkungen der Planung. Die letzten
beiden Arbeitsblätter enthalten Angaben zu den
Nutzungsdauern der Anlagegüter und dem Baukos-
tenindex.

In den Abbildungen des Planungsbeispiels «Muster-
dorf» sind die Zeilen und Spalten nicht dargestellt. Es

empfiehlt sich deshalb beim Lesen der Erklärungen
zum Planungsmodell, dieses im Excel geöffnet zu ha-
ben.

Die gelben Felder sind für die Eingabe der Planwerte
vorgesehen. Mit ihnen können auch Simulationen
vorgenommen werden, um die Auswirkungen ver-
schiedener Szenarien auf das finanzielle Ergebnis be-
urteilen zu können. Alle übrigen Felder sind norma-
lerweise geschützt. Sollen dennoch Anpassungen,
z.B. im Aufbau der Berichte, vorgenommen werden,
kann der Blattschutz mit dem Passwort «AWEL» auf-
gehoben werden. Die geschützten Zellen enthal-
ten zum Teil Formeln, die nicht gelöscht oder
überschrieben werden dürfen, weil sich sonst
falsche Berechnungen ergeben. Beim Anpassen
ist also höchste Vorsicht geboten und eine fachkun-
dige Person beizuziehen.

Als Beispiel wurde ein Abwasserentsorgungsbetrieb
gewählt. Der Jahresbericht (oder mindestens eine Er-
wartungsrechnung) für das Jahr 2007 liegt vor. Der
primäre Planungszeitraum bezieht sich auf die Peri-
ode von 2008 bis 2017, also 10 Jahre. Bei den Pla-
nungsarbeiten soll immer mindestens 5 Jahre in die
Zukunft geschaut werden.5 Es empfiehlt sich, den
Planungsprozess jährlich zu wiederholen oder min-
destens die Prämissen des Vorjahres zu überprüfen. 

Arbeitsblatt «Finanzplan» (Abbildung 4) 
Im oberen Teil wird das letzte abgeschlossene Rech-
nungsjahr (Zelle G3) und das Jahr vor der Umstellung
auf BAV (Zelle G4) eingetragen.

Abbildung 4: Eingabe aktuelles Jahr und 1. Planjahr

• Soll die Planung in den Folgejahren überarbeitet
werden (z.B. neue Planungsrunde im Jahr
2010), empfiehlt es sich, die Planungsarbeiten
ausgehend vom neuen Zeitpunkt (2010) neu
einzutragen, indem die Angaben gem. Abb. 4
aktualisiert werden.

Anhang 2:
Planungsmodell mit Beispielgemeinde Musterdorf

5 Das Planungsmodell bietet die Möglichkeit, zusätzliche 34 Planjahre ab-
zudecken, also einen Gesamtplanungszeitraum von 44 Jahren. Das 
Hauptaugenmerk richtet sich auf einen Planungshorizont von 5 Jahren. 
Weil sich zwischen der kurz- und der langfristigen Betrachtung erhebli-
che Unterschiede ergeben können, soll jedoch das Gesamtbild bis ca. 
2040 zu Informationszwecken nicht unbeachtet bleiben.

Finanzplan 

Gemeinde Musterdorf Szenario: 1

Abwasserentsorgung Erstes Planjahr: 2008

Letztes abgeschlossenes Rechnungsjahr: 2007

Umstellungsjahr: 2008 2007
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1.1 Anlagenbuch

• Der theoretische Restbuchwert gemäss Fibu
(Spalte H) ergibt sich aufgrund der degressiven
Abschreibung der Anlage von 10% pro Jahr
gemäss ihrer bisherigen Nutzungsdauer.

• In Spalte J Zeile 41 ist der Restbuchwert Fibu im
Umstellungszeitpunkt einzutragen. Einmaliger
Eintrag der nicht mehr verändert wird.

Vergleich des theoretischen Restbuchwerts mit
dem Fibu-Restbuchwert

Zwei Möglichkeiten sind denkbar:
• Die meisten Gemeinden schreiben mehr als 10%

pro Jahr ab, das heisst, es sind in der Vergangen-
heit zusätzliche Abschreibungen vorgenommen
worden. Der Fibu-Restbuchwert ist damit tiefer
als der in Spalte H gerechnete. In diesem Fall
muss in Spalte I der Fibu-Restbuchwert für jede
Anlage (Zeile 11–nn) von Hand eingegeben wer-

Arbeitsblatt «Anlagenbuch» (Abbildung 5)
• Die Spalten A bis F sind obligatorisch einzuge-

ben. Sind die Angaben aus der Vergangenheit
nicht vollständig vorhanden, müssen gemäss der
Verordnung über die Abschreibungen nach be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten (BAV; LS
133.15), die Investitionen der letzten 7 Jahre
(Mobilien) bzw. 15 Jahre (übriges Anlagevermö-
gen) eingetragen werden.

• Die Gesamtnutzungsdauer (Spalte F) richtet sich
nach den Vorgaben aus Anhang 1 der Weglei-
tung. Sie ist auch im Arbeitsblatt «Nutzungsdau-
ern» ersichtlich.

• In Spalte G wird zu Informationszwecken das
durchschnittliche Alter (gewichtet nach An-
schaffungswert) des gesamten Anlagevermö-
gens berechnet. In Spalte K ist zu Vergleichs-
zwecken die Restnutzungsdauer für die einzel-
nen Anlagegüter und das gesamte Anlagever-
mögen ersichtlich.

Abbildung 5: Anlagenbuchhaltung
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den (Um den Wert null zu erhalten, ist die Zahl
0.01 einzutragen). Dieser Wert wird automatisch
in Spalte J übertragen. Die einzelnen Anlagegü-
ter müssen in Spalte I so lange angepasst wer-
den, bis das Total in Zelle J39 mit dem tatsächli-
chen Fibu-Restbuchwert übereinstimmt. Hat
eine Gemeinde ihr gesamtes Verwaltungsvermö-
gen praktisch vollständig abgeschrieben, reicht
es, eine einzige Zeile im Anlagenbuch des Excel-
Tools mit dem Restbuchwert zu erfassen und
eine durchschnittliche Nutzungsdauer einzuge-
ben. (Die geplanten Investitionen hingegen sol-
len auch in diesem Fall berücksichtigt werden,
worauf unten eingegangen wird.)

• Der theoretische Restbuchwert kann kleiner sein
als derjenige gemäss Fibu. Dies ist dann möglich,
wenn sich die Gemeinde bei der Erfassung ihres
Anlageninventars auf die letzten 15 Jahre be-
schränkt und in diesem Zeitraum relativ wenig
investiert hat. Die Differenz zwischen dem theo-
retischen und dem tatsächlichen Fibu-Restbuch-
wert deutet dann darauf hin, dass noch übriges,
nicht genau ermittelbares Anlagevermögen vor-
handen ist, welches vor mehr als 15 Jahren ange-
schafft wurde, jedoch noch nicht abgeschrieben
ist. Dieses übrige Anlagevermögen nennt BAV 
§ 5 Abs. 2 «verbleibende Restbuchwerte», die
nach zwei verschiedenen Methoden abgeschrie-
ben werden können:

• weiterhin degressiv

• linear zu 10% (Mobilien) bzw. 5% (übriges An-
lagevermögen)

Das Planungsmodell verwendet die degressive Vari-
ante. In Zeile 39 ist ab Spalte R der Abschreibungsbe-
trag auf diesen verbleibenden Restbuchwerten er-
sichtlich.

Die Spalten H–K sind nur im Zeitpunkt der Umstel-
lung relevant. Nach der Umstellung sind die Restnut-
zungsdauer bzw. der Restbuchwert den Spalten M
bzw. N zu entnehmen.

Spalte L zeigt die ordentliche (lineare) jährliche Ab-
schreibung auf dem Restbuchwert. Diese läuft so
lange, bis die Anlage abgeschrieben ist.

Zukünftige Investitionen
Um die Auswirkungen zukünftiger Investitionen auf
die Abschreibungen und den Finanzierungsbedarf
beurteilen zu können, sollen in Spalte O die geplan-

ten Investitionen und in Spalte P das voraussichtliche
Investitionsjahr für die jeweiligen Investitionen ein-
getragen werden.

Die zukünftigen Investitionen werden ab ihrem ge-
planten Anschaffungszeitpunkt linear gemäss der
Nutzungsdauer aus Spalte F abgeschrieben.

Wie die im Rahmen der Erstellung dieser Wegleitung
durchgeführten Untersuchungen gezeigt haben,
fallen die ordentlichen Abschreibungen gemäss BAV
tendenziell tief aus, insbesondere dann, wenn die
Gemeinde in der Vergangenheit bereits hohe Ab-
schreibungen getätigt hat. Für die Beurteilung der Fi-
nanzierbarkeit der zukünftigen Investitionen und
deren Auswirkungen auf die Gebührenplanung ist
es unerlässlich, nach bestem Wissen zu planen und
die Entwicklung der Planbilanz über mehrere Jahre
zu verfolgen. 

Das Planungstool bietet die dazu notwendige Hilfe-
stellung, indem es die Auswirkungen der geplanten
Gebühren, betrieblichen Aufwendungen und zu-
künftiger Investitionen auf den Finanzhaushalt auf-
zeigt (Arbeitsblätter «Grafik 10 Jahre» und «Grafik
langfristig»).

Ist bei einer Anlage bekannt, wann sie ersetzt wer-
den soll (nur Ersatz; keine Erweiterungsbauten wie
z.B. das Erschliessen eines neuen Kanalnetzes), müs-
sen der Investitionsbetrag und das vorgesehene Bau-
jahr ebenfalls eingetragen werden (Spalten O und
P6). Es sollte ein logischer Zusammenhang zwischen
bestehenden Anlagen und geplanten Ersatzbauten
bestehen. Wenn die Restnutzungsdauer einer Anla-
ge abgelaufen ist, wäre im Prinzip ein Neubau oder
eine Sanierung fällig.

Sind die zukünftigen Ersatzbauten schwierig zu be-
ziffern, kann Abhilfe geschaffen werden, indem die
Brutto-Anschaffungswerte der bestehenden Anla-
gen mit dem Baukostenindex hochgerechnet wer-
den (Konzept der Tages- bzw. Wiederbeschaffungs-
werte). Die Baukostenindizes sind im Arbeitsblatt
«BKI» hinterlegt.

Rechts neben dem Eingabeteil werden im Arbeits-
blatt «Anlagenbuch» die ordentlichen  Abschrei-

6 Das geplante Investitionsjahr kann auch mathematisch bestimmt 
werden, indem die Nutzungsdauer (Spalte F) zum Anschaffungsjahr 
(Spalte E) addiert wird.
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bungen für die einzelnen Planjahre nach der linearen
Methode berechnet. Ist der kalkulatorische Restwert
einer Anlage gleich Null, werden keine Abschreibun-
gen für die Folgejahre mehr berechnet.

Zukünftige Erweiterungsbauten sind als neue Zeile
mit den geschätzten Kosten und dem Erstellungsjahr
im Anlagenbuch einzutragen

Hinweis zu den Abschreibungen und Investitionsbe-
trägen der einzelnen Jahre:
Die Abschreibungen werden durch Formeln berech-
net, die von Zeile 11 bis 34 eingetragen sind. Von
Zelle DF40 an sind die Investitionsbeträge der einzel-
nen Planjahre ersichtlich. Reichen die Zeilen nicht
aus für die Erfassung sämtlicher Anlagegüter, kön-
nen dazwischen weitere Zeilen eingefügt werden.
Die Formeln ab Zeile 11 müssen dann aber ebenfalls
in die eingefügten Zeilen kopiert werden!

1.2 Plankosten und -nebenerlöse

Arbeitsblatt «Finanzplan» (Abbildung 6)
• Eingabe der Totalbeträge von Aufwand und Er-

trag gem. Fibu des aktuellen Jahres (Zellen E12
bis E17).

• In Spalte F können wenn nötig die Abstimmun-
gen zwischen finanzbuchhalterischen und be-
trieblichen Werten vorgenommen werden (s.
Kap. 5.2; mit Ausnahme der Abschreibungen,
des Zinsaufwands und -ertrags, die separat be-
rechnet werden).

• Anschliessend werden die geplanten Betriebs-
kosten für den gesamten Planungszeitraum
(mindestens 10 Jahre) erfasst (ab Spalte H). Teue-
rung nicht vergessen (z.B. Lohnerhöhungen).

• Die nachfolgenden Abbildungen der Musterge-
meinde des Planungsmodells zeigen aus Grün-
den der Übersicht jeweils nur die Entwicklung bis
ins Jahr 2011.

Abbildung 6: Erfassung von Aufwand und Ertrag
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Abbildung 7: Bilanz gemäss Fibu

• Der Zinsertrag bzw. -aufwand wird im Planungs-
modell jeweils erst im Folgejahr gutgeschrieben
bzw. belastet. Dies ist zwar nicht ganz realitäts-
getreu, jedoch von der Rechenlogik des Pla-
nungsmodells her zwingend. 

• Im unteren Teil des Arbeitsblatts befindet sich die
Bestandesrechnung (Bilanz) mit buchhalteri-
schen Werten. Auf deren Interpretation wird
später eingegangen.

Arbeitsblatt «Finanzplan» (Abbildung 7)
• Im unteren Teil wird von Zelle E32 bis E48 die ak-

tuelle Bilanz gemäss Fibu eingetragen.
• Die ordentlichen Abschreibungen auf dem Ver-

waltungsvermögen werden ab dem 1. Planjahr
nach der neuen Methode berechnet, sofern die
Anlagen finanzbuchhalterisch nicht schon abge-
schrieben sind.
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1.3 Gebührenplanung

Für die Herleitung der Plangebühren steht das Ar-
beitsblatt «Gebühren» zur Verfügung. Es besteht im
oberen Teil die Möglichkeit, die Grund- und Ver-
brauchsgebühren herzuleiten.

Arbeitsblatt «Gebühren» (Abbildung 8) 
• Eingabe der Grund- und Verbrauchsgebühren:

Der gemeindespezifischen Gestaltung der
Grundgebühren soll Rechnung getragen wer-
den. Entspricht die Herleitung der Grundge-
bühren (Zeilen 7 bis 15) nicht dem Mengen-
gerüst der betreffenden Gemeinde, kann die Be-
rechnung des Totals aus Grundgebühren ange-
passt werden. Wichtig ist, dass die Zellen F15
und F21 die Planerlöse der beiden Gebührenar-
ten wiedergeben.

• Die Planerlöse werden in den unteren Teil des 
Arbeitsblatts übernommen. Sie können in den
Zeilen 27 und 28 für die einzelnen Planjahre mit
einem Prozentfaktor gewichtet werden (z.B. we-
gen einer erwarteten Veränderung der Einwoh-
nerzahl oder der Anzahl Gewerbebetriebe). 

• Zusätzliche Einnahmequellen: Wird die Gemein-
de in Zukunft Anschlussgebühren, Beiträge oder
Subventionen erhalten, sollen diese als Fr.-Be-
trag in Zeile 29 erfasst werden. In der Investiti-
onsplanung (Anlagenbuch) sollen die Bruttoin-
vestitionen der Zukunft erfasst werden. Dieses
Vorgehen entspricht nicht der buchhalterischen
Behandlung, bei der die zusätzlichen Einnahmen
vom Investitionsbetrag abgezogen werden.

• Das System berechnet in Zeile 33, welche Ge-
samterlöse aus der obigen Detailplanung resul-
tieren. Diese fliessen in das Arbeitsblatt «Finanz-
planung» (Abbildung 9), Zeile 7, ein.

Abbildung 8: Gebührenplanung
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Abbildung 9: Finanzplanung 

1.4 Ergebnis und Interpretation

Die Auswirkungen der bisherigen Planungsschritte
auf die Plan-Gewinn- und -Verlustrechnungen und
die Planbilanzen sind im Arbeitsblatt «Finanzpla-
nung» (Abbildung 9) ersichtlich:
Die Plan-Gewinn- und -Verlustrechnungen und die
Planbilanzen sollen nun dahin gehend beurteilt wer-
den,

• wie sich das Anlage- und Finanzvermögen des
Betriebs in den nächsten Jahren entwickelt

• welches die aufgrund der geplanten Investitio-
nen, Betriebskosten und Gebühreneinnahmen
voraussichtliche Entwicklung des Finanzhaus-
halts (Finanzvermögen, Eigen- bzw. Fremdkapi-
tal) sein wird.
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Abbildung 10: Überblick über 10 Jahre

Dazu dienen die Arbeitsblätter «Grafik 10 Jahre»
bzw. «Grafik langfristig».

Das Arbeitsblatt «Grafik 10 Jahre» (Abbildung 10)
zeigt den Planungszeitraum bis 10 Jahre. Ersichtlich
sind:

• Mittels Linienform: Die Entwicklung des Auf-
wands (inkl. Abschreibungen und Zinsen) und
der Gebühreneinnahmen. Die Höhe der jährli-
chen Gebühren und Aufwendungen ist auf der
Grössenachse links abzulesen. 

• Mittels Balkendiagramm: Die Entwicklung des
Finanzvermögens bzw. des Fremdkapitals. Zeigt
der Balken von der Nullachse nach oben, handelt

es sich um erarbeitetes Finanzvermögen. Zeigt er
nach unten, bedeutet dies eine Fremdverschul-
dung. Die Höhe des Vermögens bzw. der Schul-
den ist rechts (sekundäre Grössenachse) ables-
bar.

• Damit die Grafik übersichtlich bleibt, wird auf
die Darstellung des Spezialfinanzierungskontos
verzichtet. Bei einer neutralen Betrachtung steht
jedoch nicht das Fremdkapital allein, sondern
das Verhältnis Spezialfinanzierung/Fremdkapital
im Vordergrund.

Das Zahlenbeispiel «Musterdorf» zeigt auf Grund
der gewählten Finanzpolitik, dass die geplanten Ge-
bühren bis 2017 über dem Aufwand liegen. Da in
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Abbildung 11: Auswertung langfristig

2 Umsetzung

Die nachfolgende Aufstellung fasst nochmals zu-
sammen, welche Plandaten ein Betrieb erarbeiten
sollte, um das Planungsmodell anzuwenden. Sind
diese Grundlagen nicht vorhanden, sollen sie mit der
entsprechenden Vorsicht geschätzt werden.

Laufende Rechnung und Bilanz gem. Fibu
• Laufende Betriebskosten, Nebenerlöse (sind zu

bereinigen)
• Aktuelles Finanzvermögen, Verwaltungsvermö-

gen, Fremdkapital, Spezialfinanzierung
• Zinssatz für Gutschrift auf Finanzvermögen/Spe-

zialfinanzierung (Guthaben) bzw. Belastung Ver-
waltungsvermögen/Spezialfinanzierung (Fehl-
betrag)

Anlagenbuchhaltung
• Historischer Anschaffungswert, erhaltene Bei-

träge, Subventionen etc.
• Anschaffungsjahr
• Geplante Investitionen: voraussichtliches An-

schaffungsjahr/Ersatzjahr und Investitionsbetrag
brutto 

der einzelnen Anlagen oder Anlagegruppen

Sind die Angaben aus der früheren Vergangenheit
nicht vorhanden, sollen für die Systemumstellung
diejenigen Anlagen berücksichtigt werden, welche
in den letzten 15 Jahren erstellt wurden (siehe BAV).

Gebührenplanung
• Mengengerüste: Anzahl m3 Trinkwasserver-

brauch, Anzahl Wohnungen etc. sowie Ver-
kaufspreise pro Mengeneinheit

• Anschlussgebühren 

den nächsten 10 Jahren keine grösseren Investitio-
nen getätigt werden, wird das Fremdkapital sukzes-
sive reduziert. Von 2014 an wird Finanzvermögen
generiert.

In der langfristigen theoretischen Betrachtung (Ab-
bildung 11) zeigt sich ab dem Jahr 2030 ein anderes
Bild: Aufgrund der Investitionen würde der Verschul-
dungsgrad massiv ansteigen. Die Ersatzbauten ab
2030 von rund 5,5 Mio. müssten bei Beibehaltung
der Gebührenpolitik vollumfänglich fremdfinanziert
und die Fehlbeträge zur Deckung des Aufwands

müssten durch die Entnahmen vom Spezialfinanzie-
rungskonto gedeckt werden. Ab 2046 würde der
Verlustvortrag auf dem Spezialfinanzierungskonto
einen halben Jahresertrag übersteigen, was den ge-
setzlichen Bestimmungen (VGH Art. 27 Abs. 2) wi-
dersprechen würde.

Auf eine Anpassung der Gebühreneinnahmen im
Musterbeispiel wurde verzichtet. In der Praxis liegt es
bei der Gemeinde, eine Gebührenpolitik festzule-
gen, die allerdings den gesetzlichen Vorschriften
entsprechen muss.
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Generell
• Bundesverfassung (BV) Art. 74 Umweltschutz

[SR 101]
1 Der Bund erlässt Vorschriften über den Schutz
des Menschen und seiner natürlichen Umwelt
vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen.
2 Er sorgt dafür, dass solche Einwirkungen ver-
mieden werden. Die Kosten der Vermeidung und
Beseitigung tragen die Verursacher.
3 Für den Vollzug der Vorschriften sind die Kanto-
ne zuständig, soweit das Gesetz ihn nicht dem
Bund vorbehält.

• In der Botschaft zum Umweltschutzgesetz (USG)
Art. 32a [SR 814.01] schreibt der Bundesrat, die
Abwasserbeseitigung sei verursachergerecht
und kostendeckend durch Gebühren zu finan-
zieren.

• Notiz 92 zu Art. 32 USG: Rückstellungen7 bilden
Reserven für geplante Investitionen, um eine an-
gemessene Eigenfinanzierung zu sichern.

• Preisüberwachungsgesetz (PüG) Art. 2 «Persönli-
cher Geltungsbereich» [SR 942.20]
Das Gesetz gilt für Wettbewerbsabreden im Sin-
ne des Kartellgesetzes vom 6. Oktober 1995 und
für marktmächtige Unternehmen des privaten
und des öffentlichen Rechts.

• Gemeindegesetz (GG) [LS 131.1]
• Verordnung über den Gemeindehaushalt [LS

133.1]
• Verordnung über die Abschreibungen nach be-

triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten (BAV) [LS
133.15]

Abwasserentsorgung
• Gewässerschutzgesetz (GSchG) Art. 3a «Verur-

sacherprinzip» [SR 814.20]
Wer Massnahmen nach diesem Gesetz verur-
sacht, trägt die Kosten dafür.

• GSchG Art. 10 «Öffentliche Kanalisationen und
zentrale Abwasserreinigungsanlagen» 
1 Die Kantone sorgen für die Erstellung öffentli-
cher Kanalisationen und zentraler Anlagen zur
Reinigung von verschmutztem Abwasser:
a. aus Bauzonen;
b. aus bestehenden Gebäudegruppen ausser-

halb von Bauzonen, für welche die besonde-
ren Verfahren der Abwasserbeseitigung (Art.
13) keinen ausreichenden Schutz der Gewäs-
ser gewährleisten oder nicht wirtschaftlich
sind.

1bis Sie sorgen für einen wirtschaftlichen Betrieb
dieser Anlagen.

• GSchG Art. 60a «Finanzierung»
1 Die Kantone sorgen dafür, dass die Kosten für
Bau, Betrieb, Unterhalt, Sanierung und Ersatz
der Abwasseranlagen, die öffentlichen Zwecken
dienen, mit Gebühren oder anderen Abgaben
den Verursachern überbunden werden. Bei der
Ausgestaltung der Abgaben werden insbeson-
dere berücksichtigt:
a. die Art und die Menge des erzeugten Abwas-

sers;
b. die zur Substanzerhaltung der Anlagen erfor-

derlichen Abschreibungen;
c. die Zinsen;
d. der geplante Investitionsbedarf für Unterhalt,

Sanierung und Ersatz, für Anpassungen an
gesetzliche Anforderungen sowie für betrieb-
liche Optimierungen.

2 Würden kostendeckende und verursacherge-
rechte Abgaben die umweltverträgliche Entsor-
gung des Abwassers gefährden, so kann diese
soweit erforderlich anders finanziert werden.
3 Die Inhaber der Abwasseranlagen müssen die
erforderlichen Rückstellungen bilden.
4 Die Grundlagen für die Berechnung der Abga-
ben sind öffentlich zugänglich.

• Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz
(EG GSchG) § 4 [LS 711.1]: 
Kantonale Fachstelle für Gewässerschutz im Sin-
ne der Bundesgesetzgebung ist das Amt für Ab-
fall, Wasser, Energie und Luft.
Es überwacht die Erfüllung der den Gemeinden
und den Privaten gemäss den Gewässerschutz-
bestimmungen des Bundes und des Kantons
auferlegten Verpflichtungen und berät die Ge-
meinden in Angelegenheiten des Gewässer-
schutzes.

• Botschaft des Bundesrats zum GSchG S. 1230:
Ausgangsbasis für die Abschreibungen soll der
Brutto-Anschaffungswert sein.

• Botschaft des Bundesrats zum GSchG S. 1233:
Aus dem Verbot von Rückstellungen7 entstan-
den unerwünschte Gebührensprünge.

Wasserversorgung
• Wasserwirtschaftsgesetz (WWG) § 29 «Beiträge

und Gebühren» [LS 724.11]
Grundeigentümer, deren Grundstücke durch
den Bau öffentlicher Wasserleitungen einen be-
sonderen Nutzen erfahren, leisten den Gemein-
den oder den öffentlich erklärten Wasserversor-
gungsunternehmen Erschliessungsbeiträge.
Für die Benützung der öffentlichen Wasserver-

Anhang 3: 
Gesetzliche Grundlagen und Botschaften des Bundesrats

7 Der Gesetzgeber verwendet z.T. den Begriff «Rückstellungen», womit 
eigentlich Reserven gemeint sind. Es handelt sich nicht etwa um kurz-
fristige Rückstellungen im Sinne von Abgrenzungen.
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sorgungsanlagen erheben die Gemeinden oder
die öffentlich erklärten Wasserversorgungsun-
ternehmen kostendeckende Anschluss- und Be-
nützungsgebühren oder Benützungsgebühren
allein.
Es können anstelle von Erschliessungsbeiträgen
auch nur Anschluss- und Benützungsgebühren
oder Benützungsgebühren allein erhoben wer-
den.
Im Übrigen finden die Bestimmungen des Ein-
führungsgesetzes zum Gewässerschutzgesetz
über die Beiträge und Gebühren Anwendung.

• WWG § 30 «Aufgaben des Staates» [LS 724.11]
Dem Staat kommen folgende Aufgaben zu:
a. Oberaufsicht über die Wasserversorgung und

Koordination derselben;
b. Grundlagenbeschaffung, Planung und Durch-

führung von Untersuchungen über die Was-
serbeschaffung;

c. Beratung der Gemeinden und der Wasserver-
sorgungsunternehmen.

Kommentar
Art. 60a Abs. 3 GSchG steht in einem Spannungsver-
hältnis zum Verursacherprinzip. Künftige Investitio-
nen werden grundsätzlich nicht durch den heutigen
Gebührenzahler verursacht. Art. 60a Abs. 3 schreibt
vor, dass Inhaber von Abwasseranlagen die erfor-
derlichen Rückstellungen bilden müssen. In der Bot-
schaft will der Bundesrat zwecks Vermeidung von
Gebührensprüngen die Bildung angemessener Re-
serven für die Sanierung und den Ersatz von Anlagen
sicherstellen. Im Kanton Zürich ist es den Gemeinden
nicht verboten, Reserven zu bilden. Gemeindebe-
triebe können Betriebsgewinne auf ein Spezialfinan-
zierungskonto vortragen. Die thesaurierten Gewin-
ne dürfen aber eine den betrieblichen Bedürfnissen
angemessene Höhe nicht übersteigen (§ 126 Abs. 2
GG). Gemeindebetriebe dürfen sich auch fremdfi-
nanzieren. Einzig ihre Möglichkeiten, sich beim steu-
erfinanzierten Gemeindehaushalt infolge Betriebs-
verlusten zu verschulden (Spezialfinanzierungsvor-
schuss), sind klare Grenzen gesetzt (§ 27 Abs. 2
VGH).




